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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zu den drei Verträgen von 1971 
mit dem Königreich Dänemark, 
dem Königreich der Niederlande und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Abgrenzung des Festlandsockels 
unter der Nordsee 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Die Verträge über die Abgrenzung des deutsdien Festland- 
sockelanteils in der Nordsee regeln Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung; sie bedürfen daher der Zustimmung beziehungs- 
weise Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften, bevor 
sie ratifiziert werden können, um sodann in Kraft zu treten. 


B. Lösung 

Verabschiedung des Vertragsgesetzes zu den drei Verträgen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (ll/l) —31109 — Fe 3/72 


Bonn, den 3. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu den drei Verträgen 
von 1971 mit dem Königreich Dänemark, dem 
Königreich der Niederlande und dem Ver- 
einigten Königreich Großbritannien undNord- 
irland über die Abgrenzung des Festland- 
sockels unter der Nordsee 


mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Die Vertragstexte mit Anlagen und die Denkschrift mit drei 
Anlagen sind gleichfalls beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 377. Sitzung am 3. März 1972 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethcstr. 54, Postfadi 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu den drei Verträgen von 1971 

mit dem Königreich Dänemark, dem Königreich der Niederlande 
und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Abgrenzung des Festlandsockels unter der Nordsee 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

a) Dem in Kopenhagen am 28. Januar 1971 Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Dänemark über 
die Abgrenzung des Festlandsockels unter der Nord- 
see, 

b) dem in Kopenhagen am 28. Januar 1971 Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich der Niederlande 
über die Abgrenzung des Festlandsockels unter der 
Nordsee nebst der in Anlage 2 zu diesem Vertrag 
in Bezug genommenen Karte und 

c) dem in London am 25. November 1971 Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vereinigten Königreich Groß- 


britannien und Nordirland über die Abgrenzung des 
Festlandsockels unter der Nordsee zwischen den 
beiden Ländern 

wird zugestimmt. Die drei Verträge und ihre Anla- 
gen werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen die in Artikel 1 Buch- 
staben a und b genannten Verträge nach ihren Ar- 
tikeln 8 Abs. 2 und der in Artikel 1 Buchstabe c ge- 
nannte Vertrag nach seinem Artikel 6 Abs. 2 in Kraft 
treten, sind im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Verträge bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung beziehungs- 
weise der Mitwirkung der für die Bundesgesetz- 
gebung zuständigen Körperschaften in der Form 
eines Bundesgesetzes, da sie sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Die Verträge sollen auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes, 

Nach Absatz 2 sind die Tage, an denen die Verträge 
in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzuge- 
ben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark 
über die Abgrenzung des Festlandsockels unter der Nordsee 

Overenskomst 

mellem Forbundsrepublikken Tyskland 
og Kongeriget Danmark 

om afgraensning af den kontinentale sokkel under Nordsoen 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Dänemark 

haben, 

in der Absicht, ihre Anteile am Festlandsockel unter 
der Nordsee, soweit nicht bereits durch den Vertrag vom 
9. Juni 1965 über die Abgrenzung des Festlandsockels der 
Nordsee in Küstennahe geschehen, gegeneinander ab- 
zugrenzen, 

in dem Bestreben, die wirtschaftliche Nutzung des Fest- 
landsockels zu regeln, soweit dies in ihrem gemein- 
samen Interesse liegt, 

auf der Grundlage des Urteils des Internationalen 
Gerichtshofes vom 20. Februar 1969 in den Rechtsstreitig- 
keiten über die Abgrenzung des Festlandsockels unter 
der Nordsee zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
einerseits und dem Königreich Dänemark und dem König- 
reich der Niederlande andererseits, 

unter Berücksichtigung der von dem Urteil des Inter- 
nationalen Gerichtshofes nicht berührten Grenzen des 
Festlandsockels, 

folgendes vereinbart: 


Forbundsrepublikken Tyskland 

og 

Kongeriget Danmark 

er 

med henblik pä en indbyrdes afgrsensning af deres 
andele af den kontinentale sokkel under Nordsoen i den 
udstraekning, dette ikke allerede er sket gennem over- 
enskomst af 9. juni 1965 om afgraensningen af den kon- 
tinentale sokkel i Nordsoen i kystomrädet, 

i bestraebelse pä at regulere den okonomiske udnyt- 
telse af den kontinentale sokkel i den udstraekning, dette 
er i deres feelles Interesse, 

pä grundlag af Den internationale Domstols afgorelse 
af 20. februar 1969 i retstvisteme om afgraensningen af 
den kontinentale sokkel under Nordsoen mellem For- 
bundsrepublikken Tyskland pä den ene side og Kongeri- 
get Danmark og Kongeriget Nederlandene pä den anden 
side, 

under hensyntagen til de kontinentalsokkelgraenser, 
der ikke er berort af Den internationale Domstols afgo- 
relse, 

blevet enige om folgende: 


Artikel 1 

(1) Die Grenze zwischen dem deutschen und dem däni- 
schen Anteil am Festlandsockel unter der Nordsee wird 
im Anschluß an die durch den Vertrag vom 9. Juni 1965 
festgelegte Teilgrenze durch die Bogen von Großkreisen 


Artikel 1 

(1) Graensen mellem den danske og den tyske andel af 
den kontinentale sokkel under Nordsoen forlober i til- 
slutning til den ved overenskomst af 9. juni 1965 fastlagte 
delgraense gennem storcirkelbuer mellem folgende punk- 


zwischen den folgenden Punkten gebildet: 

ter: 



Si 

55° 10' 03,4" N 

07° 33' 09,6" O 

Si 

55° 10' 03,4" N 

07° 33' 09,6" 0 

S2 

55° 30' 40,3" N 

05° 45' 00,0" O 

S2 

55° 30' 40,3" N 

05° 45' 00,0“ 0 

Sa 

55° 15' 00,0" N 

05° 24' 12,0" O 

Sa 

55° 15' 00,0" N 

05° 24' 12,0" 0 

S4 

55° 15' 00,0" N 

05° 09' 00,0" O 

S4 

55° 15' 00,0" N 

05° 09' 00,0" 0 

Ss 

55° 24' 15,0" N 

04° 45' 00,0" O 

Ss 

55° 24' 15,0" N 

04° 45' 00,0“ 0 

Se 

55° 46' 21,8" N 

04° 15' 00,0" O 

Se 

55° 46' 21, 8" N 

04° 15' 00,0" 0 

s? 

55° 55' 09,4" N 

03° 21' 00,0" O 

s? 

55° 55' 09,4" N 

03° 21' 00,0" 0 


Die Positionen der Punkte sind durch Breite und Länge 
gemäß dem Europäischen Bezugssystem (1. Ausgleichung 
1950) bestimmt. 


Punkternes positioner er besternt ved bredde og laengde 
i henhold til European Datum (1. revision 1950). 
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(2) Der Endpunkt S7 der Grenze ist der Schnittpunkt 
der Grenzen zwischen dem deutschen, dänischen und bri- 
tischen Anteil am Festlandsockel unter der Nordsee. 

(3) Die Grenze sowie die durch den Vertrag vom 9. Juni 
1965 festgelegte Teilgrenze sind auf der diesem Vertrag 
als Anlage 1 beigegebenen Karte zur Veranschaulichung 
eingezeichnet. 


Artikel 2 

(1) Wird ein Vorkommen von Bodenschätzen in oder 
auf dem Festlandsockel einer Vertragspartei festgestellt 
und ist die andere Vertragspartei der Auffassung, daß 
sich das festgestellte Vorkommen auf ihren Festlandsockel 
erstreckt, so kann sie dies unter Vorlage der Unterlagen, 
auf die sie ihre Auffassung stützt, der erstgenannten 
Vertragspartei gegenüber geltend machen. Teilt diese 
die Auffassung der anderen Vertragspartei nicht, so trifft 
das Schiedsgericht gemäß Artikel 5 auf Antrag einer Ver- 
tragspartei hierüber eine Feststellung. 

(2) Sind die Vertragsparteien sich darüber einig oder 
hat das Schiedsgericht festgestellt, daß sich das Vor- 
kommen auf den Festlandsockel beider Vertragsparteien 
erstreckt, so werden die Regierungen der Vertrags- 
parteien zum Zwecke der Ausbeutung eine Regelung 
treffen, die unter Berücksichtigung der Interessen beider 
Vertragsparteien dem Grundsatz Rechnung trägt, daß 
jede Vertragspartei Anspruch auf die in oder auf ihrem 
Festlandsockel liegenden Bodenschätze hat. Falls bereits 
Bodenschätze aus der grenzüberschreitenden Lagerstätte 
gewonnen worden sind, soll die Regelung auch Bestim- 
mungen über einen angemessenen Ausgleich enthalten. 

(3) Mit Zustimmung der Regierungen der Vertrags- 
parteien kann eine Regelung gemäß Absatz 2 ganz oder 
teilweise auch zwischen den Berechtigten getroffen wer- 
den. Berechtigter ist derjenige, der ein Recht zur Ge- 
winnung dieser Bodenschätze hat. 

(4) Kommt eine Regelung gemäß den Absätzen 2 oder 
3 nicht innerhalb angemessener Frist zustande, so kann 
jede Vertragspartei das Schiedsgericht gemäß Artikel 5 
anrufen. Das Schiedsgericht kann in diesen Fällen auch 
ex aequo et bono entscheiden. Das Schiedsgericht ist zum 
Erlaß einstweiliger Anordnungen nach Anhörung der 
Vertragsparteien befugt. 


Artikel 3 

Unbeschadet der völkerrechtlichen Regeln betreffend 
die Verlegung von Rohrleitungen auf dem Festlandsockel 
unterliegen Rohrleitungen, die im Zusammenhang mit 
der Gewinnung von Bodenschätzen auf dem Festland- 
sockel verlegt werden, im Hinblick auf die Reinhaltung 
des Meeres und die Abwendung sonstiger Gefährdungen 
den für den Bau und Betrieb von Rohrleitungen gelten- 
den Bestimmungen der Vertragspartei, über deren Fest- 
landsockel hinweg solche Rohrleitungen verlegt werden. 


Artikel 4 

(1) Den in der Anlage 2 zu diesem Vertrage bezeichne- 
ten Unternehmen wird für das in dieser Anlage bezeich- 
nete Gebiet auf Antrag die Erlaubnis zur Aufsuchung 
und Gewinnung von Erdöl und Erdgas sowie der bei der 
Gewinnung anfallenden sonstigen Stoffe nach deutschem 
Recht erteilt. 

(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 muß innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrages bei der zu- 
ständigen deutschen Behörde beantragt werden. 


(2) Graenseendepunktet S7 er skae ringspunkt for graen- 
serne mellem den danske, tyske og engelske andel af 
kontinentalsokkelen under Nordsoen. 

(3) Graensen sävel som den ved overenskomst af 9. juni 
1965 fastlagte delgraense er til illustration indtegnet pä 
det som bilag 1 til naervaerende overenskomst fojede 
kort. 


Artikel 2 

(1) Bliver en forekomst af naturrigdomme konstateret 
i eller pä den ene kontraherende parts kontinentale sok- 
kel, og er den anden kontraherende part af den opfattelse, 
at den konstaterede forekomst af naturrigdomme straekker 
sig ind pa dennes kontinentale sokkel, sä kan den sidst- 
naevnte kontraherende part gennem fremlaeggelse af 
det materiale, hvorpä opfattelsen stottes, göre dette gael- 
dende over for den forstnaevnte kontraherende part. Deler 
denne ikke den anden kontraherende parts opfattelse, 
treeffer voldgiftsretten i henhold til artikel 5 pä begeering 
af en kontraherende part afgorelse herom. 

(2) Er de kontraherende parter enige herom, eller har 
voldgiftsretten fastsläet, at forekomsten straeekker sig ind 
pä begge kontraherende parters kontinentale sokkel, 
traeffer de kontraherende parters regeringer med hen- 
blik pa udnyttelsen en ordning, som under hensyntagen 
til begge kontraherende parters interesser tilgodeser den 
grundsaetning, at hver af de kontraherende parter har 
krav pä de i eller pä deres kontinentale sokkel liggende 
naturrigdomme. Hvis naturrigdomme allerede er udvundet 
fra det graenseoverskridende leje, skal ordningen ogsä 
indeholde bestemmelser om en rimelig udligning. 

(3) Med samtykke fra de kontraherende parters rege- 
ringer kan en ordning i henhold til stykke 2 ogsä heit 
eller delvis traeffes mellem de berettigede. Berettiget er 
den, som har en ret til udvinding af disse naturrig- 
domme. 

(4) Kommer en ordning i henhold til stykke 2 og 3 ikke 
i stand inden for en rimelig frist, kan hver af de kontrahe- 
rende parter indbringe sagen for voldgiftsretten i hen- 
hold til artikel 5. Voldgiftsretten kan i disse tilfaelde ogsä 
traeffe afgorelse efter ret og billighed (ex aequo et bono). 
Voldgiftsretten er befojet til at fastsaette forelobige 
forholdsregler efter horing af de kontraherende parter. 


Artikel 3 

Uden indskraenkning i de folkeretlige regier vedrorende 
udlaegning af rorledninger pä den kontinentale sokkel er 
rorledninger, der udlaegges pä den kontinentale sokkel 
i forbindelse med udvindingen af naturrigdomme, med 
henblik pä havets renholdelse og afveergelse af ovrige 
farer, underkastet de geeldende bestemmelser for anlaeg 
og drift af rorledninger, der er foreskrevet af den kon- 
traherende part, over hvis kontinentale sokkel sädanne 
rorledninger udlaegges. 


Artikel 4 

(1) De i bilag 2 til naervaerende overenskomst opforte 
selskaber vil for det i bilaget betegnede omräde efter 
andragende fä tilladelse til efterforskning og udvinding af 
olie og naturgas sävel som til de ved udvindingen frem- 
kommende ovrige stoffer tildelt efter tysk ret. 

(2) Den i stykke 1 omhandlede tilladelse skal indhentes 
hos vedkommende tyske myndighed inden for et är efter 
denne overenskomsts ikrafttreeden. 
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Artikel 5 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrages oder 
einer auf Grund des Artikels 2 Absatz 2 getroffenen Rege- 
lung sollen, soweit möglich, im Verhandlungswege bei- 
gelegt werden. 

(2) Wird eine Streitigkeit nicht auf diese Weise inner- 
halb angemessener Frist beigelegt, so wird sie auf Antrag 
einer Vertragspartei einem Schiedsgericht zur Entschei- 
dung vorgelegt. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet. 
Sofern die Vertragsparteien nicht im Wege des verein- 
fachten Verfahrens einvernehmlich einen Einzelschieds- 
richter zur Entscheidung der Streitigkeit einsetzen, wird 
ein Schiedsgericht aus drei Mitgliedern in folgender 
Weise gebildet: Jede Vertragspartei bestellt ein Mitglied 
und beide Mitglieder einigen sich auf den Angehörigen 
eines dritten Staates, der von beiden Vertragsparteien als 
Vorsitzender zu bestellen ist. Die Mitglieder sind inner- 
halb von zwei Monaten, der Vorsitzende innerhalb von 
weiteren zwei Monaten zu bestellen, nachdem eine Ver- 
tragspartei die Entscheidung der Streitigkeit durch ein 
Schiedsgericht beantragt hat. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann jede Vertragspartei den Präsidenten 
des Internationalen Gerichtshofes bitten, die erforder- 
lichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident 
die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, 
so nimmt der Vizepräsident die Ernennung vor. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der 
beiden Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so 
nimmt das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts- 
hofes, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien besitzt und nicht verhindert ist, die 
Ernennung vor. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds 
sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht; die Kosten des Vorsitzenden sowie die 
sonstigen Kosten werden von beiden Vertragsparteien 
zu gleichen Teilen getragen. 

(6) Das Schiedsgericht oder der Einzelschiedsrichter ent- 
scheiden auf Grund des zwischen den Vertragsparteien 
anwendbaren Völkerrechts. Die Entscheidung ist bindend. 

(7) Das Schiedsgericht oder der Einzelschiedsrichter 
regeln das Verfahren selbst, soweit es nicht in diesem 
Vertrage oder durch die Vertragsparteien bei der Einset- 
zung des Schiedsgerichts oder des Einzelschiedsrichters 
geregelt worden ist. 


Artikel 6 

Artikel 2 und 3 sowie Artikel 5, soweit er die Regelung 
von Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
der Artikel 2 und 3 betrifft, finden entsprechende An- 
wendung auf die Gebiete des Festlandsockels in Küsten- 
nähe, die durch den Vertrag vom 9. Juni 1965 abgegrenzt 
worden sind. 


Artikel 7 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Dänemark 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 5 

(1) Tvister mellem de kontraherende parter om for- 
tolkningen eller anvendelsen af denne overenskomst eller 
en i henhold til artikel 2, stykke 2 truffet ordning skal sä 
vidt muligt bilaegges gennem forhandlinger. 

(2) Bliver en tvist pä denne mäde ikke bilagt inden for 
en rimelig frist, kan den efter anmodning fra en af de 
kontraherende parter forelaegges for en voldgiftsret til 
afgorelse. 

(3) Voldgiftsretten nedsaettes fra gang til gang. Hvis 
ikke de kontraherende parter som en forenklet fremgangs- 
mäde aftaler at indsaette en enkelt voldgiftsdommer til 
afgorelse af tvisten, vil en voldgiftsret pä tre medlemmer 
vaere at sammensaette pä folgende mäde: Hver af de kon- 
traherende parter beskikker et medlem, og disse enes om 
en statsborger fra en tredie stat, der beskikkes som for- 
mand af begge de kontraherende parter. Medlemmerne 
vil vasre at beskikke inden for to mäneder, formanden 
inden for yderligere to mäneder, efter at en kontrahe- 
rende part har anmodet om afgorelse af tvisten gennem 
en voldgiftsret. 

(4) Bliver de i stykke 3 naevnte trister ikke overholdt, 
kan hver af de kontraherende parter anmode praesidenten 
for Den internationale Domstol om at foretage de for- 
nodne udnaevnelser. Har praesidenten en af de to kontra- 
herende parters nationalitet, eller er han af anden grund 
forhindret, sä foretager vicepraesidenten udnaevnelsen. 
Har ogsä vicepraesidenten en af de to kontraherende 
parters nationalitet, eller er ogsä han forhindret, sä fore- 
tager det i rang naestfolgende medlem af domstolen, som 
ikke har en af de to kontraherende parters nationalitet, 
og som ikke er forhindret, udnaevnelsen. 


(5) Voldgiftsretten traeffer afgorelse ved flertalsbeslut- 
ning. Hver kontraherende part baerer udgifterne for sit 
mecilem sävel som for sin deltagelse i sagen for vold- 
giftsretten; udgifterne til formanden samt de ovrige ud- 
gifter baeres ligeligt af de to kontraherende parter. 

(6) Voldgiftsretten eller voldgiftsdommeren traeffer sin 
afgorelse pä grundlag af den mellem de kontraherende 
parter anvendelige folkeret. Afgorelsen er bindende. 

(7) Voldgiftsretten eller voldgiftsdommeren fastsaetter 
selv regier for sagens behandling i det omfang, sädanne 
ikke er fastsat i naervaerende overenskomst eller af de 
kontraherende parter ved udnaevnelsen af voldgiftsretten 
eller voldgiftsdommeren. 


Artikel 6 

Artikel 2 og 3 samt Artikel 5, i det omfang den vedrorer 
afgorelsen af tvister om fortolkningen eller anvendelsen 
af artikel 2 og 3, finder tilsvarende anvendelse pä den 
kontinentale sokkel i kystomrädet, der er afgraenset ved 
overenskomst af 9. juni 1965. 


Artikel 7 

Denne overenskomst gaelder ogsä for Land Berlin, 
medmindre Forbundsrepublikken Tysklands regering in- 
den tre mäneder fra overenskomstens ikrafttraeden har 
afgivet anden erklaering over for Kongeriget Danmarks 
regering. 
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Artikel 8 


Artikel 8 


(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati- 
fikationsurkunden sollen in Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


(1) Neerveerende overenskomst skal ratificeres. Ratifi- 
kationsinstrumenterne skal udveksles i Bonn. 

(2) Overenskomsten treeder i kraft en mäned efter ud- 
vekslingen af ratifikationsinstrumenterne. 


GESCHEHEN zu Kopenhagen am 28. Januar 1971 in 
zwei Urschriften, jede in deutscher und dänischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


UDFA.RDIGET i Kobenhavn, den 28. januar 1971, i to 
originaleksemplarer pä tysk og dansk, og saledes at hver 
tekst har samme gyldighed. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For Forbundsrepublikken Tyskland: 
Günther Scholl 

Für das Königreich Dänemark: 
For Kongeriget Danmark: 

Poul Härtling 
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Anlage 1 {zu Artikel 1) 
Bilag 1 (til artikel 1) 
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Anlage 2 

(zu Artikel 4) 

(1) Unternehmen: Dansk Boreselskab Aktieselskab, 
Aktieselskabet Dampskibsselskabet Svendborg und 
Dampskibsselskabet af 1912 Aktieselskab einzeln oder 
gemeinsam, oder eine bei Antragstellung nach deutschem 
oder dänischem Recht bestehende Tochtergesellschaft von 
einer oder mehreren der oben genannten Aktiengesell- 
schaften. 

(2) Konzessionsgebiet: Das Gebiet innerhalb der Bogen 
von Großkreisen zwischen den Punkten: 

55'' 15' 00,0" N 05" 24' 12,0" O 
55" 15' 00,0" N 05" 09' 00,0" O 
55" 24' 15,0" N 04" 45' 00,0" O 
55" 20' 55,1" N 04" 40' 00,0" O 
55" 07' 56,2" N 05" 15' 00,0" O 

Die Position der Punkte sind durch Breite und Länge 
gemäß dem Europäischen Bezugssystem (1. Ausgleichung 
1950) bestimmt. 


Biiag 2 

(til artikel 4) 

(1) Selskaber: Dansk Boreselskab Aktieselskab, Aktie- 
selskabet Dampskibsselskabet Svendborg og Dampskibs- 
selskabet af 1912 Aktieselskab enkeltvis eher i faslles- 
skab, eher et pä tidspunktet for indgivelse af andragende 
i henhold til dansk eher tysk ret oprettet datterselskab af 
et eher flere af de ovenfor naevnte aktieselskaber. 

(2) Koncessionsomräde: Omradet inden for storcirkel- 
buer mellem punkterne: 

55" 15' 00,0" N 05" 24' 12,0" 0 
55" 15' 00,0" N 05" 09' 00,0" 0 
55" 24' 15,0" N 04" 45' 00,0" 0 
55" 20' 55,1" N 04" 40' 00,0" 0 
55" 07' 56,2" N 05" 15' 00,0" 0 

Punkternes positioner er besternt ved bredde og laeng- 
de i henhold til European Datum (1. revision 1950). 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich der Niederlande 
über die Abgrenzung des Festlandsockels unter der Nordsee 

Verdrag 

tussen de Bondsrepubliek Duitsland 
en het Koninkrijk der Nederlanden 
inzake de begrenzing van het continentaal plat onder de Noordzee 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich der Niederlande 

haben, 

in der Absicht, ihre Anteile am Festlandsockel unter 
der Nordsee, soweit nicht bereits durch den Vertrag vom 
1. Dezember 1964 über die seitliche Abgrenzung des 
Festlandsockels in Küstennahe geschehen, gegeneinander 
abzugrenzen, 

in dem Bestreben, die wirtschaftliche Nutzung des Fest- 
landsockels zu regeln, soweit dies in ihrem gemeinsamen 
Interesse liegt, 

auf der Grundlage des Urteils des Internationalen 
Gerichtshofes vom 20. Februar 1969 in den Rechtsstreitig- 
keiten über die Abgrenzung des Festlandsockels unter der 
Nordsee zwischen der Bundesrepublik Deutschland einer- 
seits und dem Königreich Dänemark und dem Königreich 
der Niederlande andererseits, 

unter Berücksichtigung der von dem Urteil des Inter- 
nationalen Gerichtshofes nicht berührten Grenzen des 
Festlandsockels, 

folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Die Grenze zwischen dem deutschen und dem nieder- 
ländischen Anteil am Festlandsockel unter der Nordsee 
wird im Anschluß an die durch den Vertrag vom 1. De- 
zember 1964 festgelegte Teilgrenze durch die Bogen von 
Großkreisen zwischen den folgenden Punkten in nach- 
stehender Reihenfolge gebildet: 

E3 wie im Vertrag vom 1. Dezember 1964 festgelegt 

E4 54° ir 12” N 06° 00' 00” O 

E5 54° 37' 12” N 05° 00' 00” O 

E6 55° 00' 00” N 05° 00' 00” O 

E7 55° 20' 00” N 04° 20' 00” O 

E8 55° 45' 54” N 03° 22' 13" O 

Die Positionen der Punkte E4 bis einschließlich ES sind 
durch Breite und Länge gemäß dem Europäischen Bezugs- 
system (1. Ausgleichung 1950) bestimmt, 

(2) Der Endpunkt ES der Grenze ist der Schnittpunkt 
der Grenzen zwischen dem deutschen, dem niederländi- 
schen und dem britischen Anteil am Festlandsockel unter 
der Nordsee. 

(3) Die Grenze sowie die durch den Vertrag vom 1. De- 
zember 1964 festgelegte Teilgrenze sind auf der diesem 
Vertrag als Anlage 1 beigegebenen Karte zur Veran- 
schaulichung eingezeichnet. 


De Bondsrepubliek Duitsland 
en 

het Koninkrijk der Nederlanden, 

Ten einde de grens vast te stellen tussen de aan elk 
van hen toekomende delen van het continentaal plat 
onder de Noordzee, voor zover dit niet reeds is geschied 
bij het Verdrag van 1 december 1964 inzake de zijdelingse 
begrenzing van het continentaal plat in de nabijheid van 
de kust, 

Verlangende tevens het economische gebruik van het 
continentaal plat te regelen voor zover hun gemeen- 
schappelijk belang zulk een regeling vordert, 

Zieh baserende op het arrest van het Internationale 
Gerechtshof van 20 februari 1969 in de geschillen tussen 
de Bondsrepubliek Duitsland, enerzijds, en het Koninkrijk 
Denemarken en het Koninkrijk der Nederlanden, ander- 
zijds, over de afbakening van het continentaal plat onder 
de Noordzee, 

Met inachtneming van de grenzen op het continentaal 
plat die door het arrest van het Internationale Gerechts- 
hof niet zijn getroffen, 

Zijn als volgt overeengekomen: 

Artikel 1 

(1) De grens tussen het Nederlandse en het Duitse deel 
van het continentaal plat onder de Noordzee wordt, in 
aansluiting aan het bij het Verdrag van 1 december 
1964 vastgestelde grensgedeelte, gevormd door de bogen 
van grootcirkels tussen de volgende punten in de 
volgorde zoals hieronder aangegeven: 

E3 zoals vastgesteld in het Verdrag van 1 december 1964 

E4 54° ir 12” N 06° 00' 00” O 

E5 54° 37' 12” N 05° 00' 00” O 

E6 55° 00' 00” N 05° 00' 00” O 

E7 55° 20' 00” N 04° 20' 00” O 

ES 55° 45' 54” N 03° 22' 13” O 

De ligging van de punten E4 tot en met ES is uitge- 
drukt in lengte en breedte volgens Europese coördinaten 
(1© Vereffening 1950). 

(2) Het eindpunt ES van de grens is het snijpunt van 
de grenzen tussen het Nederlandse, het Duitse en het 
Engelse deel van het continentaal plat onder de Noord- 
zee. 

(3) Deze grens, alsmede het bij het Verdrag van 1 de- 
cember 1964 vastgestelde grensgedeelte, zijn ter ver- 
duidelijking ingetekend op de als Bij läge 1 bij dit Ver- 
drag gevoegde kaart. 
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Artikel 2 

(1) Wird ein Vorkommen von Bodenschätzen in oder 
auf dem Festlandsockel einer Vertragspartei festgestellt 
und ist die andere Vertragspartei der Auffassung, daß 
sich das festgestellte Vorkommen auf ihren Festland- 
sockel erstredet, so kann sie dies unter Vorlage der 
Unterlagen, auf die sie ihre Auffassung stützt, der erst- 
genannten Vertragspartei gegenüber geltend machen. 
Teilt diese die Auffassung der anderen Vertragspartei 
nicht, so trifft das Schiedsgericht gemäß Artikel 5 auf 
Antrag einer Vertragspartei hierüber eine Feststellung. 

(2) Sind die Vertragsparteien sich darüber einig oder 
hat das Schiedsgericht festgestellt, daß sich das Vorkom- 
men auf den Festlandsocfcel beider Vertragsparteien er- 
streckt, so werden die Regierungen der Vertragsparteien 
zum Zwecke der Ausbeutung eine Regelung treffen, die 
unter Berücksichtigung der Interessen beider Vertrags- 
parteien dem Grundsatz Rechnung trägt, daß jede Ver- 
tragspartei Anspruch auf die in oder auf ihrem Festland- 
sockel liegenden Bodenschätze . hat. Falls bereits Boden- 
schätze aus der grenzüberschreitenden Lagerstätte ge- 
wonnen sind, soll die Regelung auch Bestimmungen über 
einen angemessenen Ausgleich enthalten. 

(3) Mit Zustimmung der Regierungen der Vertrags- 
parteien kann eine Regelung gemäß Absatz 2 ganz oder 
teilweise auch zwischen den Berechtigten getroffen wer- 
den. Berechtigter ist derjenige, der ein Recht zur Ge- 
winnung dieser Bodenschätze hat. 

(4) Kommt eine Regelung gemäß den Absätzen 2 oder 3 
nicht innerhalb angemessener Frist zustande, so kann 
jede Vertragspartei das Schiedsgericht gemäß Artikel 5 
anrufen. Das Schiedsgericht kann in diesen Fällen auch 
ex aeejuo et bono entscheiden. Das Schiedsgericht ist 
zum Erlaß einstweiliger Anordnungen nach Anhörung 
der Vertragsparteien befugt. 


Artikel 3 

Unbeschadet der völkerrechtlichen Regeln betreffend 
die Verlegung von Rohrleitungen auf dem Festlandsockel 
unterliegen Rohrleitungen, die im Zusammenhang mit der 
Gewinnung von Bodenschätzen auf dem Festlandsockel 
verlegt werden, im Hinblick aüf die Reinhaltung des 
Meeres und die Abwendung sonstiger Gefährdungen den 
für den Bau und Betrieb von Rohrleitungen geltenden 
Bestimmungen der Vertragspartei, über deren Festland- 
sockel hinweg solche Rohrleitungen verlegt werden. 

Artikel 4 

(1) Den in der Anlage 2 zu diesem Vertrag bezeich- 
neten Unternehmen wird für die in dieser Anlage be- 
zeichneten Gebiete, soweit sie gemäß Artikel 1 dieses 
Vertrages zum deutschen Festlandsockel gehören, auf 
Antrag die Erlaubnis zur Aufsuchung und Gewinnung 
von Erdöl und Erdgas sowie der bei der Gewinnung 
anfallenden sonstigen Stoffe nach deutschem Recht erteilt. 

(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 muß innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrages bei der zu- 
ständigen deutschen Behörde beantragt werden. 

Artikel 5 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrages oder 
einer auf Grund des Artikels 2 Absatz 2 getroffenen 
Regelung sollen, soweit möglich, im Verhandlungswege 
beigelegt werden. 


Artikel 2 

(1) Indien in of op het continentaal plat van een der 
Verdragsluitende Parti jen een voorkomen van delf stof- 
fen wordt vastgesteld en de andere Verdragsluitende 
Partij van oordeel is dat dit vastgestelde voorkomen zieh 
in of op haar continentaal plat uitstrekt, dan kan zij dit 
onder overlegging van de gegevens waarop zij haar 
oordeel baseert, aan de eerstgenoemde Partij kenbaar 
maken. Indien deze de opvatting van de andere Partij 
niet deelt, dan doet het scheidsgerecht overeenkomstig 
artikel 5, op verzoek van een der Partij en, hierover 
uitspraak. 

(2) Indien de Verdragsluitende Partij en het erover eens 
zijn, of Indien het scheidsgerecht heeft vastgesteld, dat 
het voorkomen zieh in of op het continentaal plat van 
beide Partij en uitstrekt, dan zullen de Regeringen van 
de Verdragsluitende Partij en met het oog op de ex- 
ploitatie een regeling treffen die, met inachtneming van 
de belangen van beide Partij en, rekening houdt met het 
beginsel dat elke Partij aanspraak heeft op de in of op 
haar continentaal plat aanwezige delfstoffen. Ingeval er 
reeds delfstoffen zijn gewonnen uit het grensoverschrij- 
dende voorkomen, dient de regeling eveneens bepalingen 
voor een passende vereffening te bevatten. 

(3) Een regeling als bedoeld in het tweede lid kan, met 
toestemming van de Regeringen der Verdragsluitende 
Partijen, ook geheel of gedeeltelijk tussen de rechtheb- 
benden worden getroffen. Rechthebbende is degene die 
een recht op winning van de desbetreffende delfstoffen 
heeft. 

(4) Indien een regeling overeenkomstig de leden 2 of 3 
niet binnen een redelijke termijn tot stand komt, kan elk 
der Verdragsluitende Partijen een beroep doen op het 
scheidsgerecht overeenkomstig artikel 5. Het scheidsge- 
recht kan in zulke gevallen ook ex aequo et bono een 
uitspraak doen. Het scheidsgerecht is bevoegd, na het 
hören van de Verdragsluitende Partijen, voorlopige voor- 
zieningen te treffen. 

Artikels 

Onverminderd de volkenrechtelijke regels betreffende 
het leggen van pijpleidingen op het continentaal plat, 
zijn pijpleidingen die in verband met de winning van 
delfstoffen op het continentaal plat worden gelegd, met 
het oog op het tegengaan van verontreiniging van de zee 
en het afwenden van andere gevaren onderworpen aan 
de bepalingen betreffende de aanleg en het gebruik van 
pijpleidingen van de Verdragsluitende Partij over wier 
continentaal plat zodanige pijpleidingen worden gelegd. 

Artikel 4 

(1) De in Bijlage 2 bij dit Verdrag genoemde onder- 
nemingen wordt voor de in deze Bijlage aangegeven ge- 
bieden, voor zover die overeenkomstig artikel 1 van dit 
Verdrag behoren tot het Duitse continentaal plat, op aan- 
vraag de opsporings- en winningsvergunning naar Duits 
recht voor aardolie en aardgas, alsmede voor bij de win- 
ning daarvan gelijktijdig verkregen andere stoffen, ver- 
leend. 

(2) De vergunning bedoeld in het eerste lid moet bin- 
nen een jaar na de inwerkingtreding van dit Verdrag bij 
de bevoegde Duitse autoriteit worden aangevraagd. 

Artikel 5 

(1) Geschillen tussen de Verdragsluitende Partijen over 
de uitlegging of de toepassing van dit Verdrag of van 
een ingevolge het tweede lid van artikel 2 getroffen 
regeling zullen zoveel mogelijk door onderhandeling 
worden beslecht. 
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(2) Wird eine Streitigkeit nicht auf diese Weise inner- 
halb angemessener Frist beigelegt, so wird sie auf An- 
trag einer Vertragspartei einem Schiedsgericht zur Ent- 
scheidung vorgelegt. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet. 
Sofern die Vertragsparteien nicht im Wege des verein- 
fachten Verfahrens einvernehmlich einen Einzelschieds- 
richter zur Entscheidung der Streitigkeit einsetzen, wird 
ein Schiedsgericht aus drei Mitgliedern in folgender 
Weise gebildet: 

Jede Vertragspartei bestellt ein Mitglied und beide 
Mitglieder einigen sich auf den Angehörigen eines dritten 
Staates, der von beiden Vertragsparteien als Vorsitzen- 
der zu bestellen ist. 

Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Vorsitzende innerhalb von weiteren zwei Monaten zu 
bestellen, nachdem eine Vertragspartei die Entscheidung 
der Streitigkeit durch ein Schiedsgericht beantragt hat. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann jede Vertragspartei den Präsidenten 
des Internationalen Gerichtshofes bitten, die erforder- 
lichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident 
die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien 
oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so 
nimmt der Vizepräsident die Ernennung vor. Besitzt auch 
der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der bei- 
den Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so 
nimmt das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts- 
hofes, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien besitzt und nicht verhindert ist, die 
Ernennung vor. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds 
sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht; die Kosten des Vorsitzenden sowie die 
sonstigen Kosten werden von beiden Vertragsparteien 
zu gleichen Teilen getragen. 

(6) Das Schiedsgericht oder der Einzelschiedsrichter ent- 
scheiden auf Grund des zwischen den Vertragsparteien 
anwendbaren Völkerrechts. Die Entscheidung ist bindend. 

(7) Das Schiedsgericht oder der Einzelschiedsrichter 
regeln das Verfahren selbst, soweit es nicht in diesem 
Vertrag oder durch die Vertragsparteien bei der Ein- 
setzung des Schiedsgerichts oder des Einzelschiedsrich- 
ters geregelt worden ist. 


Artikel 6 

Artikel 2 und 3 sowie Artikel 5, soweit er die Rege- 
lung von Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung der Artikel 2 und 3 betrifft, finden entsprechende 
Anwendung auf die Gebiete des Festlandsockels in 
Küstennähe, die durch den Vertrag vom 1. Dezember 
1964 abgegrenzt worden sind. 


Artikel 7 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber der Regierung des Königreichs der Niederlande 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


(2) Indien een geschil niet op deze wijze binnen een 
redelijke termijn wordt beslecht, wordt het op verzoek 
van een der Verdragsluitende Partijen ter beslechting 
voorgelegd aan een scheidsgerecht. 

(3) Het scheidsgerecht wordt ad hoc samengesteld. Voor 
zover de Verdragsluitende Partijen niet bij wege van een 
vereenvoudigde procedure in gemeen overleg een enkele 
scheidsman benoemen ter beslechting van het geschil, 
wordt op de volgende wijze een uit drie leden bestaand 
scheidsgerecht samengesteld; 

elke Verdragsluitende Partij benoemt een lid en de 
twee leden bereiken overeenstemming over een onder- 
daan van een derde Staat, die door beide Partijen tot 
voorzitter moet worden benoemd. 

De leden dienen te worden benoemd binnen twee 
maanden, de voorzitter binnen nogmaals twee maanden, 
nadat een der Partijen heeft verzocht het geschil door een 
scheidsgerecht te laten beslechten. 

(4) Indien de in het derde lid genoemde termijnen niet 
worden aangehouden, kan elk der Verdragsluitende Par- 
tijen de President van het Internationale Gerechtshof 
verzoeken de vereiste benoeming te verrichten. Indien de 
President de nationaliteit van een der Verdragsluitende 
Partijen bezit of indien hij om een andere reden ver- 
hinderd is zijn ambt uit te oefenen, wordt de benoeming 
verricht door de Vice-President. Indien ook de Vice- 
President de nationaliteit van een der Verdragsluitende 
Partijen bezit of indien ook hij verhinderd is, wordt de 
benoeming verricht door het in rang daaropvolgende lid 
van het Gerechtshof dat niet de nationaliteit van een der 
Partijen bezit en niet is verhinderd. 

(5) Het scheidsgerecht beslist bij meerderheid van 
stemmen. Elke Verdragsluitende Partij draagt de kosten 
van haar lid, alsmede van haar vertegenwoordiging bij de 
scheidsrechterlijke procedure; de kosten van de vorzitter 
alsmede de overige kosten worden ieder voor de helft 
door de Partijen gedragen. 

(6) Het scheidsgerecht of de enkele scheidsman beslist 
op grond van het volkenrecht dat tussen de Verdrag- 
sluitende Partijen van toepassing is. De beslissing is bin- 
dend. 

(7) Het scheidsgerecht of de enkele scheidsman be- 
palen zelf de procedure voor zover deze niet bij dit Ver- 
drag of door de Verdragsluitende Partijen bij de instel- 
ling van het scheidsgerecht of de benoeming van de enkele 
scheidsman is bepaald. 


Artikel 6 

De artikelen 2 en 3, alsmede artikel 5 voor zover dit 
de beslechting van geschillen over de uitlegging of de 
toepassing van de artikelen 2 en 3 betreft, worden op 
overeenkomstige wijze toegepast ten aanzien van het 
gebied van het continentaal plat in de nabijheid van de 
kust, dat is begrensd bij het Verdrag van 1 december 1964. 


Artikel 7 

Dit Verdrag geldt eveneens voor het „Land" Berlijn, 
tenzij de Regering van de Bondsrepubliek Duitsland bin- 
nen drie maanden na de inwerkingtreding van dit Ver- 
drag de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden 
mededeling doet van het tegendeel. 
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Artikel 8 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifi- 
kationsurkunden sollen in Bonn ausgetausdit werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig befug- 
ten Bevollmächtigten diesen Vertrag unterschrieben. 


GESCHEHEN zu Kopenhagen am 28. Januar 1971 in 
zwei Urschriften, jede in deutscher und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 


Artikel 8 

(1) Dit Verdrag dient te worden bekrachtigd. De akten 
van bekrachtiging zullen te Bonn worden uitgewisseld. 

(2) Dit Verdrag treedt in werking een maand na de 
uitwisseling der akten van bekrachtiging. 


TEN BLIJKE WAARVAN de daartoe behoorlijk Gevol- 
machtigden dit Verdrag hebben ondertekend. 

GEDAAN te Kopenhagen, 28 januari 1971, in twee- 
voud, in de Duitse en de Nederlandse taal, zijnde beide 
teksten gelijkelijk gezaghebbend. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Voor de Bondsrepubliek Duitsland: 
Günther Scholl 

Für das Königreich der Niederlande: 
Voor het Koninkrijk der Nederlanden: 
H. van Rijckevorsel 
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Anlage 2 

(zu Artikel 4) 

Berechtigte Unternehmen: 

Gebiete^), für 
die Anträge 
gestellt werden 
können: 

Bijlage 2 

(bij artikel 4) 

Redithebbende ondernemingen: 

Gebieden 

waarvoor ver- 
gunning kan 
worden aan- 
gevraagd: 

1. Amoco Hanseatic Petroleum Company B/7, B/10 

1. Amoco Hanseatic Petroleum Company B/7, B/10 

2. Exploratie- en Produktiemaatsdiappij 

2. Exploratie- en Produktiemaatschappij 

Dyas N.V, 


Dyas N. V. 


3. Gelsenberg AG 


3. Gelsenberg AG 


1. Gewerkschaft Norddeutschland 

B/15, C/16 

1. Gewerkschaft Norddeutschland 

B/15, C/16 

2. German Gulf Oil Production Company 

2. German Gulf Oil Production Company 

Gewerkschaft Brigitta 

B/14, B/18, G/10 

Gewerkschaft Brigitta 

B/14, B/18, G/10 

1. Entreprise de Recherdies et d'Activites 

1. Entreprise de Recherches et d’Activites 

Petrolieres 

G/4, G/7 

Petrolieres 

G/4, G/7 

2. Societe Nationale des Petroles 


2, Societe Nationale des Petroles 


d'Aquitaine 


d'Aquitaine 


3. Compagnie Fran<;aise des Petroles 


3. Compagnie Frangaise des Petroles 


4. Eurafrep N.V. 


4. Eurafrep N. V. 


5. Corexland N.V. 


5. Corexland N. V. 


6. Cofraland N.V. 


6. Cofraland N. V. 


Placid International Oil Ltd. 

G/11, G/14 

Placid International Oil Ltd. 

G/11, G/14 

1. Deutsche Tenneco Oil Company 

A/6. A/9, A/12 

1. Deutsche Tenneco Oil Company 

A/6, A/9, A/12 

2. Monsanto Oil Company of Germany 

2. Monsanto Oil Company of Germany 

3. Ethyl Germany Inc. 


3. Ethyl Germany Inc. 


4. N.V. Laura & Vereeniging 


4. N. V. Laura & Vereeniging 



1) Blodtbezeidinungen gemäß der Karte, die dem Königlidien Beschluß 
vom 27. Januar 1967 zur Durchführung von Artikel 12 des Festland- 
sockel-Berggesetzes als Anlage I beigefügt ist (Niederländisches 
Staatsblatt 1967 Nr. 24). 


1) Aanduiding van het vergunningsgebied volgens de kaart die als 
Bi j läge I is gcvoegd bij het Koninklijk Besluit van 27 Januar i 1967 
tot uitvoering van Artikel 12 van de Mijnwet continentaal plat 
(Staatsblad 1967, 24). 


7 


19 


Drucksadle VI/3225 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 












Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI 73225 


Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Abgrenzung des Festlandsockels unter der Nordsee 
zwischen den beiden Ländern 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 
relating to the Delimitation of the Continental Shelf under the North Sea 

between the two countries 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland; 

in dem Wunsche, die gemeinsame Grenze zwischen 
ihren Anteilen am Festlandsockel unter der Nordsee fest- 
zulegen; 

HABEN FOLGENDES VEREINBART. 

Artikel 1 

(1) Die Grenze zwischen dem Teil des Festlandsockels, 
der der Bundesrepublik Deutschland gehört, und dem 
Teil des Festlandsockels, der dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland gehört, wird durch Groß- 
kreisbögen zwischen den folgenden Punkten in nach- 
stehender Reihenfolge gebildet: 

1. 55° 45’ 54,0” N 03° 22' 13,0” O 

2. 55° 50’ 06,0’' N 03° 24' 00,0” O 

3. 55° 55' 09,4” N 03° 21' 00,0” O 

Die Lage der vorstehend aufgeführten Punkte ist nach 
Länge und Breite koordinatenmäßig im Europäischen Be- 
zugssystem (1. Ausgleichung 1950) bestimmt. 

(2) Der südliche Endpunkt der Grenze ist Punkt 1, der 
Schnittpunkt der Grenzlinien zwischen den Festland- 
sockeln der Bundesrepublik Deutschland, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland und des 
Königreichs der Niederlande. 

(3) Der nördliche Endpunkt der Grenze ist Punkt 3, der 
Schnittpunkt der Grenzlinien zwischen den Festlandsok- 
keln der Bundesrepublik Deutschland, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland und des Kö- 
nigreichs Dänemark. 

(4) Die Grenze ist auf der diesem Vertrag beigefügten 
Karte eingezeichnet. 

Artikel 2 

Bei Meinungsverschiedenheiten über die Lage einer 
Einrichtung oder Anlage oder eines Bohrpunktes in bezug 
auf die Grenze entscheiden die Vertragspartner in gegen- 
seitiger Konsultierung, auf welcher Seite der Grenze die 
Einrichtung oder die Anlage oder der Bohrpunkt liegt. 


The Federal Republic of Germany 
and 

the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland; 

Desiring to establish the common boundary between 
their respective parts of the Continental Shelf under the 
North Sea; 

HABE AGREED AS FOLLOWS; 

A r t i c 1 e 1 

(1) The dividing line between that part of the Con- 
tinental Shelf which appertains to the Federal Republic 
of Germany and that part which appertains to the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland shall be 
arcs of Great Circles between the following points in the 
sequence given below: 

1 . 55° 45' 54 • 0“ N 03° 22' 13 • 0" E 

2. 55° 50’ 06 • 0" N 03° 24' 00 • 0" E 

3. 55° 55' 09 • 4" N 03° 21' 00 • 0" E 

The positions of the points in this article are defined 
by latitude and longitude on European Datum (Ist Adjust- 
ment 1950). 

(2) In the south the termination point of the dividing 
line shall be point No. 1, which is the point of inter- 
section of the dividing lines between the Continental 
Shelves of the Federal Republic of Germany, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland, and the 
Kingdom of the Netherlands. 

(3) In the north the termination point of the dividing 
line shall be point No. 3, which is the point of inter- 
section of the dividing lines between the Continental 
Shelves of the Federal Republic of Germany, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland, and the 
Kingdom of Denmark. 

(4) The dividing line has been drawn on the diart 
annexed to this Agreement. 

Article 2 

Should any dispute arise concerning the position of any 
Installation or other device or a well’s intake in relation 
to the dividing line, the Contracting Parties shall in con- 
sultation determine on which side of the dividing line 
the installation or other device or the well's intake is 
situated. 
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Artikel 3 

(1) Erstreckt sich eine erdöl- oder erdgashöffige Struk- 
tur, ein Erdöl- oder Erdgasfeld, oder eine höffige Struktur 
oder ein Feld mit anderen mineralischen Bodenschätzen 
über die Grenze hinweg und kann der Teil einer solchen 
Struktur oder eines solchen Feldes, der auf der einen 
Seite der Grenze liegt, ganz oder zum Teil von der ande- 
ren Seite der Grenze her ausgebeutet werden, so sind 
die Vertragspartner bemüht, Einverständnis über die 
Ausbeutung einer solchen Struktur oder eines solchen 
Feldes zu erzielen. 

(2) Der Begriff „mineralisch" im Sinne dieses Artikels 
ist allgemein, extensiv und umfassend zu verstehen; er 
schließt sämtliche leblosen Körper ein, die auf dem 
Meeresgründe, in ihm oder unter ihm Vorkommen, ohne 
Rücksicht auf ihre chemische oder physikalische Beschaf- 
fenheit. 

Artikel 4 

Sofern zwischen den Vertragspartnern kein Einver- 
ständnis über die Ausbeutung einer Struktur oder eines 
Feldes gemäß Artikel 3 zustandekommt und dadurch eine 
maximale Ausbeutung von Bodenschätzen verhindert 
oder unnötiger Wettbewerb bei ihrer Erschließung be- 
wirkt wird, so ist jede Frage, über welche sich die Ver- 
tragspartner nicht verständigen können, betreffend die 
Art und Weise, in der die Struktur oder das Feld aus- 
gebeutet werden soll oder in der die Kosten und Erträge 
aufgeteilt werden sollen, auf Ersuchen eines Vertrags- 
partners einem Einzelschiedsrichter vorzulegen, der von 
beiden Vertragspartnern gemeinsam ernannt wird. Die 
Entscheidung des Schiedsrichters ist für die Vertrags- 
partner verbindlich. 

Artikel 5 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
der Regierung des Vereinigten Königreichs Großbritan- 
nien und Nordirland innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Vertrages eine gegenseitige Erklärung 
abgibt. 

Artikel 6 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in London 
ausgetauscht werden. 

(2] Dieser Vertrag tritt am 30. Tage nach dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig Bevoll- 
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben. 


GESCHEHEN zu London am 25. November 1971 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


A r t i c i e 3 

(1) If any single geological mineral oil or natural gas 
structure or field, or any single geological structure or 
field of any other mineral deposit extends across the 
dividing line and the part of such structure or field which 
is situated on one side of the dividing line is exploitable, 
wholly or in part, from the other side of the dividing 
line, the Contracting Parties shall seek to reach agree- 
ment as to the exploitation of such structure or field. 


(2] In this Article the term "mineral" is used in its 
most general, extensive and comprehensive sense and 
includes all non-living substances occurring on, in or 
under the ground, irrespective of Chemical or physical 
state. 

Article 4 

Where a structure or field referred to in Article 3 of 
this Agreement is such that failure to reach agreement 
between the Contracting Parties would prevent maximum 
ultimate recovery of the deposit or lead to unnecessary 
competitive drilling, then any question upon which the 
Contracting Parties are unable to agree concerning the 
manner in which the structure or field shall be exploited 
or concerning the manner in which the costs and pro- 
ceeds relating thereto shall be apportioned, shall, at the 
request of either Contracting Party, be referred to a sin- 
gle Arbitrator to be jointly appointed by the Contracting 
Parties. The decision of the Arbitrator shall be binding 
upon the Contracting Parties. 

Article 5 

This Agreement shall also apply to Land Berlin, pro- 
vided that the Government of the Federal Republic of Ger- 
many has not made a contrary declaration to the Govern- 
ment of the United Kingdom within three months from 
the date of entry into force of this Agreement. 

Article 6 

(1) This Agreement shall be ratified. Instruments of rati- 
fication shall be exchanged at London as soon as possible. 

(2) This Agreement shall enter into force on the 30th 
day after the exchange of instruments of ratification. 


IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries, duly 
authorised thereto, have signed this Agreement. 


DONE in duplicate at London this 25th day of Novem- 
ber, 1971, in the German and English languages, both 
texts being equaliy authoritative. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For the Federal Republic of Gcrmany: 
Karl Günther von Hase 


Für das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland: 

For the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland: 

Lo thi an 
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Annex 




Kartenanlage zu dem Verti'ag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vereinigten Königreich Grossbritannien 
und Nordirland über die Abgrenzung des Festlandsockels 
unter der Nordsee zwischen den beiden Ländern. 

Chart annexed to the Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland relating to the Delimitation 
of the Continental Shelf under the North Sea between the 
two Countries. 


NORWAY 

NORWEGEN 



I DENMARK 
DÄNEMARK 


UNITED KINGDOM 
VEREINIGTES KÖNIGREICH 








NETHERLANDS 

NIEDERLANDE 


DEUTSCHLAND 

GERMANY 
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Denkschrift 


I. 

Mit dem vorgelegten dreiteiligen Vertragswerk 
wird der deutsche Anteil am Festlandsockel unter 
der Nordsee endgültig und allseitig abgegrenzt. 
Wenn die Verträge in den vier beteiligten Staaten 
die erforderliche parlamentarische Zustimmung fin- 
den und nach Ratifizierung in Kraft treten, haben 
unsere Bemühungen um einen angemessenen deut- 
schen Anteil am Untergrund der Nordsee zu einem 
annehmbaren Abschluß geführt; zugleich ist damit 
der Untergrund der gesamten Nordsee, einschließ- 
lich seiner Bodenschätze, unter den Anliegerstaaten 
aufgeteilt. 

1. Zur Vorgeschichte 

Die Nordsee überlagert den europäischen Fest- 
landsockel, auf dem der Kontinent mit Skandina- 
vien und den britischen Inseln ruht. Die Wasser- 
tiefe der südlichen Nordsee beträgt nur 50 bis 
200 m. Nach anerkanntem Völkerrecht gehört bei 
so geringer Tiefe der Untergrund der allseits — 
bis auf die Nordseite — von Land umschlossenen 
Nordsee den Anliegerstaaten, die die alleinige 
Befugnis zur Erforschung und Ausbeutung des 
Festlandsockels vor ihren Küsten haben. 

Als die Erforschung des Nordseeuntergrundes zu 
Beginn der 60er Jahre einsetzte, wurde streitig, 
nach welchen Maßstäben der Deutschland zufal- 
lende Festlandsockelanteil abgegrenzt werden 
sollte. Die Bundesregierung hatte durch die Pro- 
klamation vom 20. Januar 1964 (BGBl. 1964 II 
S. 104) Hoheitsrechte über den Festlandsockel 
vor den deutschen Küsten in Anspruch genom- 
men; dabei sollte die Abgrenzung des deutschen 
Anteils im einzelnen Vereinbarungen mit den 
Nachbarstaaten Vorbehalten bleiben. 

Bei der Aufteilung des Nordseefestlandsockels 
wurde von allen anderen Küstenstaaten im we- 
sentlichen das sog. Äquidistanzprinzip zugrunde 
gelegt. Hiernach bilden die Linien gleichen Ab- 
standes von den nächstgelegenen Punkten der 
Küsten die Festlandsockelgrenzen — eine geome- 
trische Teilungsanleitung, die in den meisten 
Fällen, insbesondere bei einander gegenüberlie- 
genden Küsten, gerechte und billige Teilung be- 
wirkt. Auch die Niederlande und Dänemark zo- 
gen jeweils gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland Äquidistanzlinien mit der Begrün- 
dung, sie seien vom Völkerrecht als Grenzen vor- 
geschrieben. Hier ergab sich jedoch durch die 
Krümmung der deutschen Küste, daß der deut- 
sche Festlandsockelanteil ein nur rund 24 000 km 
großes Gebiet in der Deutschen Bucht umfaßt 
hätte, das nicht bis zur Nordseemitte reicht und 
im Verhältnis zu dem dänischen und niederlän- 
dischen Anteil jeweils relativ (2:5) klein ist (auf 
der der Denkschrift als Anlage 2 beigegebenen 
Skizze dünn schraffiert). 

Da die Bundesregierung sich mit einem deutschen 
Festlandsockelanteil, wie er sich bei Anwendung 
des Aquidistanzprinzips ergeben hätte, nicht zu- 


frieden geben konnte, wurden mit den Nieder- 
landen und Dänemark in den Jahren 1 9 6 3 und 
1964 Verhandlungen geführt, die zur ein- 
vernehmlichenFestlegung von kurzen Teilgren- 
zen in Küstennahe führten, während über den 
weiteren Verlauf der Grenze keine Einigung er- 
zielt werden konnte (Vertrag vom 1. Dezember 
1964 mit den Niederlanden über die seitliche 
Abgrenzung des Festlandsockels in Küstennähe. 
BGBl. 1965 II S. 1141, 1452, und Vertrag vom 
9. Juni 1965 mit Dänemark über die Abgrenzung 
des Festlandsockels in Küstennähe, BGBl. 1966 II 
S. 202, 545). 


2. Der Prozeß vor dem Internationalen Gerichtshof 

Um die zugrundeliegende streitige Rechtsfrage 
von einer unparteiischen Instanz entscheiden zu 
lassen, riefen die drei Staaten 1967 aufgrund 
zweier besonderer Schiedsverträge den Interna- 
tionalen Gerichtshof in Den Haag an. Dieser fäll- 
te am 20. Februar 1 9 6 9 ein Urteil, mit dem 
die beiden bilateralen Rechtsstreitigkeiten zu- 
sammen beigelegt wurden. Das Gericht stellte 
fest, daß das Äquidistanzprinzip keine verbind- 
liche Regel des allgemeinen Völkerrechts sei und 
daher in diesem Fall die Abgrenzung des deut- 
schen Festlandsockelanteils nicht ausschließlich 
bestimmen könne; die Ansprüche Dänemarks und 
der Niederlande auf die gegen deutsche Rechts- 
verwahrung bereits durch Konzessionen an Öl- 
firmen vergebenen Festlandsockelgebiete seien 
ohne völkerrechtliche Basis. Die Parteien hätten 
erneut zu verhandeln, um einver- 
nehmlich eine Abgrenzung der den drei 
Staaten bereits zustehenden Anteile am Fest- 
landsockel unter der Nordsee zu ermitteln, 
die mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit 
und Billigkeit vereinbar sei. Dabei seien 
bestimmte Richtlinien zu beachten, die in 
erster Linie auf die geographische Situation der 
drei Küsten, in zweiter Linie auf die vorhandenen 
Bodenschätze, soweit schon erkennbar, abstellen. 
Der Urteilstenor in deutscher Übersetzung liegt 
an. 


3. Die Anschluß Verhandlungen 

Aufgrund des Urteils wurden im Mai 1969 drei- 
seitige Verhandlungen mit den Niederlanden und 
Dänemark aufgenommen. Die vier Küstenländer 
Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein waren hierbei durchweg in der deut- 
schen Delegation vertreten. Nach zahlreichen 
Zusammenkünften der drei Delegationen ab- 
wechselnd in Bonn, Den Haag und Kopenhagen 
kam im Frühjahr 1970 die Grundsatzeinigung der 
drei Regierungen über die Abgrenzung des deut- 
schen Anteils am Festlandsockel unter der Nord- 
see zustande. Im Laufe des Sommers 1970 wurden 
die übrigen Bestimmungen der Verträge ausge- 
arbeitet, die im wesentlichen wirtschaftsrecht- 
licher Natur sind. 
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Das Ergebnis der Verhandlungen 
(siehe die dieser Denkschrift als Anlage 1 beige- 
fügte Gesamtkarte) ist in dem bei der Unterzeich- 
nung der beiden Verträge am 28. Januar 1971 
aufgenommenen dreiseitigen Protokoll wie 
folgt dargelegt worden: 

1 . 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland, das Königreich 
Dänemark und das Königreich der Niederlande haben 
auf der Grundlage des Urteils des Internationalen 
Gerichtshofs vom 20. Februar 1969 dreiseitige Ver- 
handlungen über die Abgrenzung des Festlandsockels 
unter der Nordsee geführt. In diesen Verhandlungen 
sind die beiden heute Unterzeichneten Verträge ge- 
meinsam ausgearbeitet worden, nämlich; 

(a) der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Dänemark über die Ab- 
grenzung des Festlandsockels unter der Nordsee, 

(b) der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich der Niederlande über 
die Abgrenzung des Festlandsockels unter der 
Nordsee. 

Diese Verträge stimmen insoweit überein, wie dies 
die tatsächlichen Gegebenheiten zulassen. 

(2) In Anerkennung des Umstandes, daß die beiden 
Verträge zusammen die Konfiguration und den Um- 
fang des deutschen Anteils am Festlandsockel unter 
der Nordsee bestimmen und infolgedessen in einem 
engen Zusammenhang stehen, beabsichtigen die Re- 
gierungen der drei Signatarstaaten, die Ratifikations- 
urkunden zu den beiden Verträgen in Bonn an dem- 
selben Tage auszutauschen, um ihr gleichzeitiges In- 
krafttreten herbeizuführen. 

II. 

Die Regierung des Königreichs Dänemark und die Re- 
gierung des Königreichs der Niederlande stellen fest, 
daß 

das Abkommen zwischen der Regierung des König- 
reichs Dänemark und der Regierung des Königreichs 
der Niederlande über die Abgrenzung des Festland- 
sockels unter der Nordsee zwischen den beiden Län- 
dern vom 31. März 1966 

durch die heute Unterzeichneten, unter I genannten 
Verträge außer Kraft tritt, sobald einer dieser Ver- 
träge in Kraft tritt. 

III. 

Der deutsche Anteil am Festlandsockel unter der 
Nordsee, der auf der Grundlage des Urteils des Inter- 
nationalen Gerichtshofs durch die beiden unter I ge- 
nannten Verträge abgegrenzt wird, stößt an den bri- 
tischen Anteil am Festlandsockel. 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
beabsichtigt daher, mit der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland die 
vom Endpunkt der deutsch-dänischen Festlandsockel- 
grenze bis zum Endpunkt der deutsch-niederländi- 
schen Festlandsockelgrenze verlaufende gemeinsame 
deutsch-britische Festlandsockelgrenze vertraglich fest- 
zulegen. 

(2) Die Regierung des Königreichs Dänemark beab- 
sichtigt, 

das Abkommen zwischen der Regierung des König- 
reichs Dänemark und der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
über die Abgrenzung des Festlandsockels zwischen 
den beiden Ländern vom 3. März 1966 


im Einvernehmen mit der Regierung des Vereinigten 
Königreichs zu ändern, soweit dies durch den unter 
(I) (1) (b) genannten Vertrag erforderlich geworden 
ist. 

(3) Die Regierung des Königreichs der Niederlande 
beabsichtigt, 

das Abkommen zwischen der Regierung des König- 
reichs der Niederlande und der Regierung des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nord- 
irland über die Abgrenzung des Festlandsockels 
unter der Nordsee zwischen den beiden Ländern 
vom 6. Oktober 1965 

im Einvernehmen mit der Regierung des Vereinigten 
Königreichs zu ändern, soweit dies durch den unter 
(I) (1) ab) genannten Vertrag erforderlich geworden 
ist. 

Der unter III 1 des Protokolls in Aussicht ge- 
nommene deutsch-britische Festlandsockelgrenz- 
vertrag wurde am 25. November 1971 in London 
unterzeichnet. 

4. Der deutsche Anteil 

Der deutsche Sockelanteil beträgt nunmehr r d . 
3 6 0 0 0 k m^ , das ist um die Hälfte mehr als 
das Gebiet, das Dänemark und die Niederlande 
nach dem von ihnen als Rechtsgrundlage in An- 
spruch genommenen Äquidistanzprinzip ur- 
sprünglich zuzugestehen bereit waren (der Zuge- 
winn ist auf der dieser Denkschrift als Anlage 2 
beigefügten Skizze dunkel ausgewiesen). Der 
deutsche Anteil stößt keilförmig zur Nordsee- 
mitte vor, wo er auf einer Breite von 18 km den 
britischen Anteil berührt. Im Norden weist der 
deutsche Sockelanteil eine deutliche Einbuchtung 
zugunsten Dänemarks auf; in ihr liegen von 
dänischer Seite bereits niedergebrachte, zum 
Teil fündige Bohrungen. Diese Konzession und 
eine entsprechende Einkerbung des deutschen 
Anteils gegenüber den Niederlanden haben die 
in unserem Interesse liegende Fortführung des 
deutschen Anteils bis zur Nordseemitte und 
damit die Angrenzung an den britischen Sockel- 
anteil ermöglicht. Damit wird Deutschland in 
dieser Hinsicht den anderen Nordseeanliegern 
gleichgestellt, deren Sockelanteile an die Nord- 
seemitte heranreichen. 

Was den wirtschaftlichen Wert der neu 
erlangten Sockelgebiete von rd. 12 000 km^ — 
Vorkommen von Bodenschätzen — angeht, so 
zeichnet sich noch kein klares Bild ab. Die Erfor- 
schung des Nordseeuntergrundes steht angesichts 
weniger niedergebrachter Bohrungen in diesem 
Meeresteil erst in ihren Anfängen. Der hinzuge- 
wonnene Sockelanteil bietet immerhin nach dem 
Stand der heutigen Erkenntnisse eher größere 
Aussicht auf Erdgas- oder Erdölfündigkeit als das 
uns bisher zugestandene Festlandsockelgebiet, in 
dem 12 Bohrungen keine ausbeutungsfähigen 
Funde erbracht haben. 

5. Würdigung 

Bei der Gesamtwürdigung des Verhandlungser- 
gebnisses ist zu berücksichtigen, daß die deutsche 
Küste im Winkel der Deutschen Bucht liegt und 
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damit für die Sockelaufteilung eine relativ 
schmale Basis bot. Hieraus erklärt sich, daß 
der deutsche Anteil kleiner ausfällt als der 
dänische und insbesondere der niederländische 
Anteil. Von großer Bedeutung für die letztlich 
getroffene Regelung waren politische Rücksich- 
ten, die von deutscher Seite auf die beiden Nach- 
barländer Dänemark und die Niederlande zu 
nehmen waren. So gesehen kann das Erreichte 
als eine akzeptable Kompromißlösung angesehen 
werden. 

IL 

1. Die Verträge in einzelnen: 

a) Der deutsch-dänische Vertrag und 

b) der deutsch-niederländische Ver- 
trag stimmen — von der Grenzbeschreibung 
abgesehen — inhaltlich überein: 

Die Präambeln verweisen vor allem auf das 
den Verhandlungen zugrundeliegende Urteil des 
Internationalen Gerichtshofs vom Februar 1969. 

Artikel 1 legt jeweils die seitliche Sockel- 
grenze in Verlängerung der 1964 im Verhältnis 
zu Dänemark und 1965 im Verhältnis zu den Nie- 
derlanden vereinbarten Teilgrenzen (siehe oben 
I, 2) durch koordinatenmäßige Beschreibung der 
Brechpunkte fest. Auf die den Verträgen jeweils 
zur Veranschaulichung als Anlage beigefügten 
Karten und die dieser Denkschrift als Anlage 1 
beigefügte Gesamtkarte wird verwiesen. 

Artikel 2 regelt jeweils die Ausbeutung von 
Lagerstätten, die sich zu beiden Seiten einer 
Sockelgrenze erstrecken (z. B. Erdgasfelder oder 
Ölvorkommen), um sicherzustellen, daß nicht 
durch einseitige Ausbeutung solcher Vorkommen 
die Interessen der anderen Vertragspartei oder 
der auf der anderen Seite der Grenze kon- 
zessionierten Unternehmen beeinträchtigt wer- 
den. 

Nach Artikel 3 können Rohrleitungen, die im 
Transit über den Festlandsockel einer Vertrags- 
partei geführt werden, bestimmten dort geltenden 
Auflagen und Kontrollen unterworfen werden, 
um der Gefahr der Verschmutzung des Meeres 
vorzubeugen. 

Artikel 4 und ihre Anlagen 2 regeln die Über- 
nahme von Konzessionen, die in den der Bundes- 
republik Deutschland zufallenden Gebieten be- 
reits von der dänischen bzw. niederländischen 
Regierung erteilt worden waren. Diese Kon- 
zessionen sollen nunmehr zu einem Teil ohne 
Privilegierung oder Diskriminierung gegenüber 
deutschen Konzessionären nach deutschem Recht 
fortgeführt werden. Hierbei handelt es sich um 
deutsche Zugeständnisse von großer Bedeutung, 
vor allem für die niederländische Regierung, die 
bereits Konzessionen an ausländische Firmen für 
Teile des strittigen Gebietes vergeben hatte. 


Artikel 5 enthält eine Schiedsklausel. In dafür 
geeigneten Fällen kann einvernehmlich ein Ein- 
zelschiedsrichter anstelle der grundsätzlich vor- 
gesehenen dreiköpfigen Schiedsinstanz einge- 
setzt werden. Das Gericht darf ausnahmsweise 
in Streitigkeiten über grenzüberschreitende La- 
gerstätten (Artikel 2) auch Billigkeitsentscheidun- 
gen treffen. 

Artikel 6 erstreckt die vertraglichen Rege- 
lungen auf die Festlandsockelgebiete in Küsten- 
nähe, die bereits 1964 im Verhältnis zu den Nie- 
derlanden und 1965 im Verhältnis zu Dänemark 
durch Teilgrenzverträge festgelegt worden 
waren. 

Artikel 7 und 8 enthalten die Berlinklausel 
und die Schlußbestimmungen. 

c) Der deutsch-britische Vertrag be- 
zieht sich nur auf einen etwa 18 km langen 
Grenzabschnitt und ist daher kürzer und ein- 
facher gehalten. 

Artikel 1 legt den gemeinsamen Grenzab- 
schnitt vom nördlichen Endpunkt der britisch-nie- 
derländischen Festlandsockelgrenze über einen 
Brechpunkt bis zu dem südlichen Endpunkt der 
britisch-dänischen Grenze koordinatenmäßig fest. 

A r t i k e 1 2 trifft Vorkehrungen für den Fall, daß 
eine Bohrung so dicht an der Grenze niederge- 
bracht wird, daß streitig werden kann, auf 
welcher Seite der Grenze sich die auszubeutenden 
Bodenschätze befinden. 

Artikel 3 regelt die Ausbeutung von grenz- 
überschreitenden Lagerstätten (vgl. Artikel 2 des 
deutsch-dänischen und deutsch- niederländischen 
Vertrages). 

Artikel 4 enthält eine Schiedsklausel für 
Streitigkeiten um die Ausbeutung grenzüber- 
schreitender Lagerstätten (Artikel 3). 

Artikel 5, 6 enthalten die Berlinklausel und 
Schlußbestimmungen. 

2. Interimsregelungen: 

Im Verhältnis zu Dänemark und den Niederlan- 
den sind durch Briefwechsel anläßlich der Unter- 
zeichnung der Grenzverträge Bestimmungen über 
die aufgrund der Verträge Deutschland zufallen- 
den Festlandsockelgebiete getroffen worden, die 
bisher von Dänemark und den Niederlanden als 
ihnen zugehörig betrachtet worden waren. Diese 
Bestimmungen sollen bis zum Inkrafttreten der 
Verträge sicherstellen, daß die deutschen Inter- 
essen in der Zwischenzeit berücksichtigt werden. 
Sie lauten: 

Die Regierung des Königreichs Dänemark wird 
a) keine abgelaufenen Konzessionen verlängern und 
keine neuen Konzessionen erteilen, 
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b) Vorhaben zur Erforschung und Ausbeutung des 
Festlandsockels, die nach dänischem Recht geneh- 
migungspflichtig sind, nicht ohne Zustimmung der 
Bundesregierung gestatten, 

c) die Bundesregierung über alle sonstigen Vorhaben 
zur Erforschung und Ausbeutung des Festland- 
sockels, die der Regierung des Königreichs Däne- 
mark bekannt werden, unterrichten. 

Die Regierung des Königreichs der Niederlande 
wird 

für die Festlandsockelgebiete gemäß Anlage 2 zu dem 
deutsch-niederländischen Vertrage, in denen sie be- 
reits Konzessionen zur Aufsuchung und Gewinnung 
von Bodenschätzen erteilt hat, 

a) keine neuen Erlaubnisse zur Aufsuchung oder Ge- 
winnung von Bodenschätzen für die Gebiete, für 
die eine Erlaubnis aufgegeben oder widerrufen ist, 
erteilen, 

b) Vorhaben zur Erforschung oder Ausbeutung des 
Festlandsockels, die nach niederländischem Recht 
genehmigungspflichtig sind, nicht ohne Zustimmung 
der Bundesregierung gestatten, es sei denn, daß 
ein Rechtsanspruch auf die Genehmigung besteht. 

c) die Bundesregierung über alle sonstigen Vorhaben 
zur Erforschung oder Ausbeutung des Festland- 
sockels, die der Regierung des Königreichs der 
Niederlande bekannt werden, unterrichten, 

für die übrigen noch nicht vergebenen (in der An- 
lage 2 zu dem deutsch-niederländischen Vertrag nicht 
bezeichneten) Gebiete keine Erlaubnis zur Aufsuchung 
oder Gewinnung von Bodenschätzen erteilen und an- 
dere Maßnahmen nur mit Zustimmung der Bundes- 
regierung treffen. 

3. Beteiligung der Bundesländer: 

Angesichts der erheblichen Interessen der Nord- 
seeanrainer hat an den Verhandlungen auf deut- 
scher Seite als Delegationsmitglied der für das 
Bergbauwesen zuständige Referent des Nieder- 
sächsischen Ministeriums für Wirtschaft und 
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit den 


Wirtschaftsministerien der übrigen drei Küsten- 
länder Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein 
teilgenommen. Als amtlicher Vertreter der vier 
Bundesländer hat er deren Regierungen unter- 
richtet. 

Die Entwürfe des deutsch-dänischen und deutsch- 
niederländischen Vertrages sind den Ländern vor 
der Unterzeichnung zugeleitet worden, um ihnen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die 
Landesregierungen (Senate) von Hamburg, Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein haben von 
den Verträgen Kenntnis genommen. Einwendun- 
gen gegen die Unterzeichnung sind nicht erhoben 
worden. 

Die genannten drei Landesregierungen (Senate) 
haben zum Ausdruck gebracht, sie gingen davon 
aus, daß Vertragsgesetze zu den Verträgen 
mit Dänemark und den Niederlanden der Zu- 
stimmung des Bundesrats bedürfen würden. Die 
Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht; sie 
sieht die Voraussetzungen nicht als gegeben an, 
die nach dem Grundgesetz die Zustimmungsbe- 
dürftigkeit von Bundesgesetzen begründen. 

An baldigem Inkrafttreten der Verträge sind die 
beteiligten Bergbauunternehmen interessiert, da 
die hohen Investitionen zur Erschließung des 
Meeresgrundes nur auf der Basis gesicherter 
Jurisdiktionsbereiche vorgenommen werden. 

Das dänische Parlament hat dem deutsch-däni- 
schen Vertrag bereits zugestimmt; in den Nieder- 
landen werden die parlamentarischen Beratungen 
voraussichtlich gegen Jahresende abgeschlossen 
sein. 

Anlage 1 : Gesamtkarte 
Anlage 2: Skizze 
Anlage 3; Urteilstenor 
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Anlage 2 zur Denkschrift 
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Anlage 3 zur Denkschrift 


Tenor des Urteils des Internationalen Gerichtshofes 
vom 20. Februar 1969 in den Rechtsstreitigkeiten 
über die Aufteilung des Festlandsodcels der Nord- 
see zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Königreich der Niederlande und dem Königreich 
Dänemark 


(Übersetzung) 

Aus diesen Gründen 

befindet 

DAS GERICHT 

mit elf gegen sechs Stimmen, 

daß in beiden Fällen, 

A) da die Anwendung der Aquidistanzmethode 
zur Abgrenzung zwischen den Parteien nicht ver- 
bindlich ist, und 

B) da es keine andere einzelne Abgrenzungs- 
methode gibt, deren Anwendung unter allen Um- 
ständen verbindlich ist, 

C) zur Abgrenzung der Festlandsockelgebiete in 
der Nordsee, die jeder Partei über die durch die 
Verträge vom 1. Dezember 1964 und 9. Juni 1965 
festgelegten Teilgrenzen hinaus zustehen, folgende 
Völkerrechtsgrundsätze und -regeln zwischen den 
Parteien anwendbar sind: 

1) Die Abgrenzung ist durch Vereinbarung nach 
Maßgabe des Billigkeitsgrundsatzes sowie unter 
Berücksichtigung aller relevanten Umstände in 
der Weise durchzuführen, daß jeder Partei so- 
weit wie möglich alle die Teile des Festland- 
sockels zufallen, die eine natürliche Verlänge- 
rung ihres Landgebiets in und unter der See 
darstellen, ohne daß dabei auf die natürliche 
Verlängerung des Landgebiets der anderen Par- 
tei übergegriffen wird; 

2) führt die Abgrenzung in Anwendung des vor- 
stehenden Absatzes dazu, daß den Parteien über- 


lappende Gebiete zufallen, so sind diese Gebiete 
unter ihnen in einem vereinbarten Verhältnis 
oder — falls keine Vereinbarung zustande 
kommt — zu gleichen Teilen aufzuteilen, sofern 
die Parteien nicht eine rechtliche Regelung der 
gemeinsamen Gebietshoheit, der gemeinsamen 
Nutzung oder der gemeinsamen Ausbeutung der 
überlappenden Gebiete oder von Teilen dieser 
Gebiete beschließen. 

D) In den Verhandlungen müssen folgende Fak- 
toren berücksichtigt werden; 

1) die allgemeine Gestaltung der Küsten der Par- 
teien sowie das Vorhandensein irgendwelcher 
besonderen oder ungewöhnlichen Eigenheiten; 

2) soweit bekannt oder leicht feststellbar, der 
physische und geologische Aufbau sowie die 
Naturschätze der betreffenden Festlandsockelge- 
biete; 

3) ein angemessenes Verhältnis, das durch eine 
nach Maßgabe des Billigkeitsgrundsatzes durch- 
geführte Abgrenzung zwischen der Ausdehnung 
der dem betreffenden Küstenstaat zustehenden 
Festlandsockelgebiete und der Länge seiner 
Küste, gemessen in der allgemeinen Richtung des 
Küstenverlaufs, hergestellt werden sollte, wobei 
zu diesem Zweck auf die bereits vorhandenen 
oder zu erwartenden Wirkungen anderer Fest- 
landsockelabgrenzungen zwischen benachbarten 
Staaten desselben Gebiets Rücksicht zu nehmen 
ist. 
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